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ist, kann deshalb moralisch sehr wohl verantwortet werden. Dabei muf3
betont werden, daf} unter Neutralitéit nur eine bewaffnete Neutralitiit ver-
standen werden darf, und zwar eine auf dem unerschiitterlichen Willen
zur Selbstbehauptung beruhende, bis zu den Grenzen unserer wirtschaft-
lichen und menschlichen Leistungsfihigkeit sich auf die Kraftprobe vor-
bereitende Neutralitdt®). Nicht als ein juristisch isolierter und privile-
gierter Teil Europas, sondern nur als ein, wenn maglich fiir unsern Raum
gleich widerstandsfihiger Staat hitte die Schweiz in der Dynamik eines
in Europa gefiihrten Krieges stets, aber besonders in einer durch ein hal-
bes Jahrhundert von Kriegen und Revolution in ihrem Rechtsbewufit-
sein tief erschiitterten Welt Aussicht, in ihrer Eigenstaatlichkeit und
Neutralitdt geachtet zu werden.

GEMEINSAMER MARKT
UND EUROPAISCHE FREIHANDELSZONE

VON PETER AEBI

I. Einleitende Bemerkungen

Seit dem Friihjahr 1956 verhandeln Vertreter der Mitglieder der Mon-
tan-Union, ndmlich von Belgien, der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Holland, Italien und Luxemburg, iiber die Bildung
eines «Gemeinsamen Marktes». Man versteht darunter eine Zoll-
und Wirtschaftsunion von Lindern, zwischen denen der Verkehr
von Menschen, Giitern, Leistungen und Kapital von Hemmnissen wie
Zollen und Kontingenten befreit wire und welche dritten Lindern ge-
geniiber einen gemeinsamen Zolltarif anwenden wiirden. Supranationale
Behorden hiitten die Aufgabe, die Angleichung namentlich der Handels-
politik, aber auch der Finanz-, Wihrungs- und Sozialpolitik der dem
«Gemeinsamen Markt» angehérenden Linder zu fordern, die schlieSlich
auch politisch zu einer Einheit verschmolzen werden sollen. Im Hinblick
auf die politischen Fernziele wiire ein Beitritt der Schweiz nicht méglich,
weil ein solcher Schritt nicht allein ihre traditionelle Neutralititspolitik

%) Oberstdivisionir Ernst Uhlmann, Die militirpolitische Lage der Schweiz, Neu-
jahrsblatt der Feuerwerker-Gesellschaft, Ziirich 1957, insbesondere der SchluBabschnitt
«Bewaflnete Neutralitiit».
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gefdhrden miifite, sondern iiberhaupt ihre weitere Eigenstindigkeit in
Frage stellen kénnte,

Aber auch Grofbritannien und die skandinavischen Linder zeigten
bisher keine Bereitschaft, sich dem «Gemeinsamen Markt» anzuschlie-
Ben, der voraussichtlich lediglich die sechs Linder der Montan-Union
umfassen wiirde. Die Schaffung dieser Zoll- und Wirtschaftsunion miifte
deshalb eine wirtschaftliche Spaltung Westeuropas zur Folge haben. Die
ihr fernstehenden Liander wiirden einer schwerwiegenden Diskrimination
ausgesetzt, und die in den vergangenen Jahren erzielten bemerkenswer-
ten Erfolge der Européischen Organisation fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit (OECE) wiirden in Frage gestellt. Bundesrat Petitpierre hat
bei AnlaBl der Tagung des Ministerrates der OECE im Februar 1956 auf
diese Gefahren hingewiesen. Doch erst im Juli 1956 wurde eine Arbeits-
gruppe (Nr. 17) der OECE mit der Abklirung der Frage beauftragt, wie
sich die erwihnten Gefahren vermeiden lieBen. Die Ergebnisse der Un-
tersuchungen der Arbeitsgruppe (Nr. 17) der OECE sind kiirzlich im
Bericht «Sur la possibilité d’instituer une zone de libre échange en
Europe» versffentlicht worden. Der genannte Bericht bildete die Grund-
lage fiir die Beratungen des Ministerrates der OECE vom 12. und 13.
Februar 1957 iiber die Schaffung einer «Europiischen Freihandelszone»,
womit der wirtschaftliche Anschlufl derjenigen Mitglieder der OECE an
den «Gemeinsamen Markt» ermioglicht wiirde, die diesem Abkommen
der sechs Linder der Montan-Union nicht beizutreten beabsichtigen.

Das Abkommen iiber den «Gemeinsamen Markt» soll Ende Mérz 1957
unterzeichnet werden, und deshalb diirften auch die in Paris eingeleite-
ten Verhandlungen im Rahmen der OECE iiber die «Europiische Frei-
handelszone» mit gréfiter Eile vorangetrieben werden. Will man niamlich
die wirtschaftliche Spaltung Westeuropas vermeiden, so ist es unerlidf3-
lich, die beiden Abkommen gleichzeitig in Kraft zu setzen und ihre
Durchfiihrung gegenseitig aufeinander abzustimmen. Die bevorstehen-
den Verhandlungen iiber die «Europiische Freihandelszone» werden so-
mit Riicksicht nehmen miissen auf das Abkommen iiber den «Gemein-
samen Markt». Es muf} auffallen, daB dessen Text jedoch Mitte Mirz
1957 noch nicht verdffentlicht war und daB sich bisher lediglich das
franzosische und italienische Parlament in allgemeinen Aussprachen
damit befaBten. Ob die Wirtschaftskreise in den kiinftigen Partnerlin-
dern des «Gemeinsamen Marktes» Gelegenheit hatten, das kithne Vor-
haben griindlich zu priifen, scheint ebenfalls eher zweifelhaft.

II. Das Abkommen iiber den «Gemeinsamen Markt»

Aus den verfiigbaren Unterlagen lassen sich die Umrisse der geplanten
Zoll- und Wirtschaftsunion einigermaflen erkennen. An erster Stelle ist
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wohl die Absicht zu nennen, innerhalb des «Gemeinsamen Marktes» im
Verlaufe von 12—15 Jahren die Zélle und quantitativen Restriktionen
zu beseitigen und die bisherigen Zolltarife der einzelnen Lénder durch
einen gemeinsamen Tarif zu ersetzen, der im Handelsverkehr mit dritten
Liandern Anwendung finde. Der auf Kohle und Stahl beschrinkte «Ge-
meinsame Markt» der Montan-Union wiirde somit auf alle Giiter aus-
gedehnt.

Fiir den Zollabbau soll vom Stand der am 1. Januar 1957 gelten-
den Zolle ausgegangen werden; er wiirde in drei Etappen von je vier
Jahren erfolgen,wobeider Ubergang von der ersten zur zweiten Etappe um
hiochstens drei Jahre verziogert werden kann. Die Reduktion der Zoll-
sitze eines jeden Produktes soll am Ende der ersten Etappe wenigstens
259, erreichen und am Ende der zweiten Etappe wenigstens 509,.
Wabhrscheinlich wiirden die Fiskalzélle, im Hinblick auf ihre Bedeutung
fiir die Staatsfinanzen, von diesen Regeln ausgenommen, dagegen wiiren
die Ausfuhrzélle und Taxen mit dhnlicher Wirkung vier Jahre nach In-
krafttreten des Abkommens zu beseitigen.

Die Zollsitze des gemeinsamen Zolltarifs, der im Handelsverkehr mit
den Lindern Anwendung finde, welche dem «Gemeinsamen Markt»
nicht angehoren, sollen in der Regel dem arithmetischen Mittel entspre-
chen, ermittelt aus den entsprechenden Sitzen der autonomen Tarife der
einzelnen Linder. Fiir Rohstoffe wird aber an einen Héchstsatz von 39,
und fiir Halbfabrikate an einen solchen von 109, gedacht.

Die Beseitigung der quantitativen Einschrinkungen im Warenver-
kehr innerhalb des «Gemeinsamen Marktes» denkt man sich so, dal} ein
Jahr nach Inkrafttreten des Abkommens die bilateralen, d. h. die zwi-
schen zwei Lindern vereinbarten Kontingente in Globalkontingente
iibergefiihrt wiirden, welche allen Partnern des «Gemeinsamen Marktes»
in gleicher Weise, also ohne Diskrimination, zur Verfiigung stehen. Als-
dann sollen die Globalkontingente insgesamt dem Werte nach um jéhr-
lich 20%, erhéht werden. Dabei miifite das Globalkontingent fiir jedes
Gut zunichst wenigstens 39, der nationalen Produktion betragen, nach
zwei Jahren auf 5%, und nach zehn Jahren auf 209, der nationalen Pro-
duktion ansteigen.

Besonders schwierig diirfte die Verstindigung iiber die Regeln fiir
den Austausch landwirtschaftlicher Erzeugnisse sein. Grundsitzlich soll
die Landwirtschaft ebenfalls in den «Gemeinsamen Markt» einbezogen
werden, allerdings unter Riicksichtnahme auf ihre besondere wirtschaft-
liche und soziale Struktur. Wihrend einer Ubergangszeit, deren Dauer
noch unbestimmt ist, kénnten die Folgen des Abbaues der Zélle und der
Beseitigung der quantitativen Beschrinkungen der Einfuhr gemildert
werden durch den ErlaB von verbindlichen Minimalpreisen. Solange die
heutigen nationalen Organisationen zur Stabilisierung der Agrarmirkte
nicht durch neue entsprechende Vorkehren des «Gemeinsamen Marktes»
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abgeldst worden sind, wiire ferner der AbschluB langfristiger multilatera-
ler Vertrdge iiber Kauf und Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
in Aussicht genommen.

Der Dienstleistungsverkehr im Bereiche der Industrie, des Handels,
des Handwerkes und der freien Berufe soll von den bestehenden Ein-
schriankungen befreit werden, auf Grund eines Programmes, dessen Aus-
arbeitung nach Inkrafttreten des Abkommens vorgesehen ist.

Im kiinftigen «Gemeinsamen Markt» will man das ungestérte Spiel
der freien Konkurrenz gewihrleisten. Privaten Unternehmungen wiire es
deshalb verboten, die freie Konkurrenz einzuschrinken durch direkte
oder indirekte Festlegung der Preise und anderer Bedingungen geschiift-
licher Transaktionen, oder durch Beschrinkung oder Kontrolle der Pro-
duktion, der Mirkte, der technischen Entwicklung und der Investitionen
und anderes mehr. Ebenso betrachtet man die Gewihrung staatlicher
Hilfe an einzelne Unternehmen oder Produktionszweige als unzuliissig,
sofern sie die Konkurrenz verfilscht und soweit sie nicht die Linderung
schwerer wirtschaftlicher Stérungen bezweckt oder die Forderung riick-
stindiger oder unterbeschiftigter Gebiete sowie wichtiger Projekte von
allgemein europiischem Interesse.

Die schrittweise Verschmelzung der im «Gemeinsamen Markt» zu-
sammengeschlossenen Volkswirtschaften soll auch erleichtert werden
durch gemeinsame Regeln iiber die Beniitzung der Transporteinrichtun-
gen und die Gestaltung ihrer Tarife. Von Staaten verfiigte besondere
Transportbedingungen zum Schutze oder zur Unterstiitzung bestimmter
Unternehmen oder Industrien sowie Diskriminationen durch Anwen-
dung verschiedener Frachtsidtze wiren einige Zeit nach Inkrafttreten des
Abkommens nicht mehr zulissig.

Die Lohne und Sozialleistungen sollen eine Angleichung erfahren. Da-
bei denkt man auch an die Gleichstellung der Geschlechter, nach dem
Grundsatz «gleicher Lohn fiir gleiche Leistung». Ganz allgemein wird
eine Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen angestrebt. Da-
zu soll namentlich ein Fonds beitragen, der die Aufgabe hitte, die Wan-
derung der Arbeitskrifte und den Berufswechsel zu erleichtern durch
Beitriage an die Kosten der Ausbildung und Umschulung sowie an Ar-
beitskrifte, die thren Arbeitsort wechseln miissen.

Gemeinsame Fonds wiirden aber auch Mittel zur Verfiigung stellen
fiir Investitionen in den iiberseeischen Gebieten Belgiens, Frankreichs,
Hollands und Italiens sowie zur Finanzierung internationaler Projekte,
beispielsweise auf dem Gebiet der Atomenergie, fiir neue Industrien und
fiir die Modernisierung oder Umstellung bestehender Industrien. Die
Mittel des Fonds kénnten in Form von Krediten entweder an die Léinder
des «Gemeinsamen Marktes» flieen oder an offentliche oder private
Unternehmen. Die Bedingungen und Methoden, die hiebei zu beachten
wiiren, bilden noch eine offene Frage. Man scheint aber an eine éhnliche
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Praxis zu denken, wie sie die Weltbank iibt. Der Fonds wiirde also nicht
allein aus Beitrigen der Mitglieder gespiesen, sondern konnte auch An-
leihen aufnehmen, und er wiirde Darlehen nur gewihren oder garantie-
ren, sofern Verzinsung und Amortisation der geplanten Investitionen als
gesichert erscheinen.

Die Mitglieder des «Gemeinsamen Marktes» hiitten sich zu verpflich-
ten, eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, die eine ausgeglichene Zah-
lungsbilanz gewihrleistet sowie das Vertrauen in ihre Wihrung, wobei
zugleich ein hoher Grad der Beschiiftigung und ein stabiles Preisniveau
herrschen sollen. Die Beachtung dieser Verpflichtung will man erleich-
tern durch Zusammenarbeit der zustindigen Behérden und der Noten-
banken. Ist die Zahlungsbilanz eines Landes bedroht, soll alles unter-
nommen werden zur Uberwindung der Schwierigkeiten. In Aussicht ge-
nommen ist unter anderem die Einrdumung von Krediten innerhalb der
Mitglieder des «Gemeinsamen Marktes» oder die Inanspruchnahme der
Hilfe internationaler Organisationen, wobei wohl an den Wihrungsfonds
und die Weltbank gedacht wird.

Schlieflich wére ein Land, dessen Zahlungsbilanz bedroht ist, er-
michtigt zum Erlal quantitativer Beschrinkungen der Einfuhr. Wih-
rend der Ubergangszeit konnten iiberdies auch in Fillen ernsthafter
Schwierigkeiten in einzelnen Produktionszweigen oder Regionen Schutz-
maflnahmen angewendet werden zur Wiederherstellung des bedrohten
Gleichgewichts. Zu diesen SchutzmaBnahmen wiire ebenfalls vor allem
die Kontingentierung der Einfuhr zu rechnen.

Die wirtschaftliche Verschmelzung der im «Gemeinsamen Markt» zu-
sammengeschlossenen Linder soll aulerdem durch die Koordination und
Angleichung ihrer gesamten Wirtschafts- und Sozialpolitik gefordert
werden. Dies gilte namentlich fiir die Handelspolitik der einzelnen Lin-
der gegeniiber dritten Lindern, die sich im Verlaufe der Ubergangspe-
riode von 12—15 Jahren soweit annihern wiirde, dal alsdann eine ge-
meinsame Handelspolitik Platz greifen kénnte und die Verhandlungen
durch die Organe des «Gemeinsamen Marktes» gefithrt wiirden. Die
gemeinsame Handelspolitik wire bereits erforderlich im Hinblick auf den
gemeinsamen Zolltarif, iiber den mit dritten Lindern verhandelt werden
miiBlte. Auch die iibrigen Gebiete der Wirtschafts- und Sozialpolitik
sollen koordiniert werden, in der Meinung, der «Gemeinsame Markt»
miisse zu einer allgemeinen Annéherung der in den verschiedenen Lindern
bestehenden gesellschaftlichen Systeme fiihren, als Vorbereitung der auf
lingere Frist angestrebten politischen Verschmelzung.

Besonders charakteristisch fiir den «Gemeinsamen Markt» sind die in
Aussicht genommenen supranationalen Behorden. Es handelt sich um
die Versammlung (I’Assemblée), den Rat (le Conseil), die Kommission
(la Commission) und den Gerichtshof (la Cour de Justice).

Die Versammlung besteht aus Delegierten, welche durch die Parla-

17



mente der Linder ernannt werden; sie tritt jahrlich zu einer ordentlichen
Session zusammen und behandelt in éffentlicher Sitzung den Jahres-
bericht. Die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Italien wiir-
den je die gleiche Zahl von Delegierten in die Versammlung entsenden,
Belgien und Holland je ein Drittel dieser Zahl und Luxemburg ein Zwalf-
tel.

Der Rat wiirde aus je einem Vertreter eines jeden Landes, also aus
sechs Mitgliedern bestehen. Zwecks Verwirklichung der im Abkommen
gesetzten Ziele hat er die Aufgabe, die allgemeine Wirtschaftspolitik der
Mitglieder zu koordinieren und eine gemeinsame Politik festzulegen.

Die Kommission bestiinde aus neun Mitgliedern, wovon héchsten
zwei aus einem Lande. Die Mitglieder iiben ihr Mandat unabhingig aus
und ohne Instruktionen, weder von den Regierungen ihrer Lénder, noch
von irgendwelchen Organisationen. Die Kommission wacht iiber die An-
wendung der Bestimmungen des Abkommens iiber den «Gemeinsamen
Markt» und formuliert Vorschlige iiber Fragen, die im Abkommen ge-
regelt sind.

Gleich wie die Montan-Union wiirde auch der «Gemeinsame Markt»
eine eigene Jurisdiktion ausiiben. Zu diesem Zwecke wiirde ein Gerichts-
hof gebildet. Sieben Richter sollen im Einvernehmen der Regierungen
fiir sechs Jahre unter Personlichkeiten ausgewihlt werden, welche hohe
richterliche Funktionen ausiiben und Gewéhr bieten fiir villige Unab-
hiingigkeit. Der Gerichtshof ist allein zustiindig fiir die Auslegung des
Abkommens sowie fiir die Beurteilung der Geltung von Entscheiden,
welche die im Abkommen vorgesehenen Organe treffen.

I11. Vorarbeiten fiir die Schaffung einer «europdischen Freihandelszone»

Die Pline fiir die Schaffung einer «Europiischen Freihandelszone»
sind bedeutend weniger weit gediehen als diejenigen des «Gemeinsamen
Marktes». Der Bericht der Arbeitsgruppe (Nr. 17) der OECE bezweckte,
«die moglichen Formen und Methoden einer multilateralen Verbindung
zwischen der geplanten Zollunion («Gemeinsamer Markt») und den nicht
an dieser Union beteiligten Mitgliedern der OECE» abzukliren. Bei die-
sen nicht beteiligten Mitgliedern handelt es sich um Dénemark, Nor-
wegen, Schweden, Island, Irland, Groflbritannien, die Schweiz, Oster-
reich, Portugal, Griechenland und die Tiirkei. Als Form einer derartigen
multilateralen Verbindung erschien eine Freihandelszone geeignet, wie
sie Art. XXIV des GATT vorsieht und Art. 5 des Abkommens der OECE
vom 16. April 1948 erwédhnt. Da in der Freihandelszone jedes Mitglied
gegeniiber dritten Lindern seinen eigenen Zolltarif beibehilt, die Zslle
innerhalb der Freihandelszone aber in Wegfall kommen, bestiinde die
Tendenz, Giiter aus dritten Léndern iiber dasjenige der Freihandelszone
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angehérende Land einzufiihren, das fiir das betreffende Gut den niedrig-
sten Zoll anwendet. Dies kann nur verhindert werden durch eine wirk-
same Kontrolle des Ursprungs der Waren. Das Problem stellt sich beim
«Gemeinsamen Markt» nicht, sobald dessen gemeinsamer Auflentarif in
Kraft getreten ist. Der Bericht der Arbeitsgruppe (Nr.17) behandelt
denn auch die Frage der Bestimmung des Ursprungs einlidB8lich, ohne sie
indessen zu lésen. Die europiischen Linder verwenden verschiedene
Definitionen des Ursprungs. Neben dem Prinzip, daf die nicht ausschlief3-
lich im Inland erzeugten Giiter dann als inlindischen Ursprungs be-
trachtet werden, wenn die letzte wirtschaftlich gerechtfertigte Bearbei-
tung oder eine wesentliche Umgestaltung im Inland stattfand, stellen
andere Linder auf den Umfang des im Inland hinzugefiigten sogenannten
«Wertzuwachses» ab. Andere Linder wiederum haben Listen aufge-
stellt, in denen alle jene Bearbeitungsvorginge aufgefiihrt werden, wel-
che die Nationalisierung eines Gutes bewirken. Die kiinftigen Partner
der Freihandelszone werden sich iiber eine gemeinsame Definition des
Ursprungs verstindigen miissen. Auf alle Fille gilt es, zu vermeiden, daBl
die mit der Ursprungskontrolle verbundenen Formalititen fiir Handel
und Industrie sowie fiir die Verwaltungen zu unertriglichen Belastun-
gen fiihren.

Gleich wie die Linder des «Gemeinsamen Marktes» wiirden auch die
Mitglieder der Freihandelszone sich verpflichten, schrittweise die Zolle
und Kontingente abzubauen. Nachdem iiber das Vorgehen beim Abbau
der Zélle und Kontingente im kiinftigen «Gemeinsamen Markt» bereits
eine vorlidufige Verstindigung erzielt wurde und ein wichtiger
Zweck der Freihandelszone darin besteht, eine Diskriminierung ihrer
Mitglieder durch die Linder des «Gemeinsamen Marktes» zu vermeiden,
miiflte der Abbau der Zélle und Kontingente in der Freihandelszone auf
die fiir diesen Abbau im «Gemeinsamen Markt» geltenden Regeln
Riicksicht nehmen.

Sollte die Beseitigung der Zélle und Kontingente auf Schwierigkeiten
stolen, bestiinde die Moglichkeit einer voriibergehenden Befreiung von
der einen oder andern Verpflichtung. Die zu diesem Zwecke vorgesehe-
nen Schutzklauseln kénnten angerufen werden in Fillen voriibergehen-
der Anspannungen in der Zahlungsbilanz und in Fillen von schwerwie-
genden Storungen in einzelnen Wirtschaftszweigen.

Im Unterschied zu den Projekten iiber den «Gemeinsamen Markt»
sieht der Bericht der Arbeitsgruppe (Nr. 17) nicht vor, dafl die Mitglieder
der Freihandelszone bestimmte Verpflichtungen beziiglich der Anglei-
chung ihrer Wirtschafts- und Sozialpolitik zu iibernehmen hitten. Die
Vertreter einiger Linder glaubten allerdings, die Unterschiede in der
Sozialgesetzgebung wiirden ein normales Spiel des freien Wetthbewerbes
storen und man miisse deshalb von Anbeginn an die gesetzlichen Vor-
schriften in den verschiedenen Lindern aufeinander abstimmen. Inwie-
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weit auch in der Freihandelszone eine Koordination der verschiedenen
Gebiete der Wirtschafts- und Sozialpolitik als erforderlich gehalten wird,
bleibt den kommenden Verhandlungen zur néheren Abkliarung vorbe-
halten.

Die Vertreter der Mehrzahl der Linder in der Arbeitsgruppe (Nr. 17)
waren der Auffassung, die Freihandelszone miisse fiir alle Erzeugnisse
gelten, wobei allerdings fiir den Handel mit landwirtschaftlichen Pro-
dukten besondere Regeln Anwendung finden kénnten. Die am Agrar-
export stark interessierten Linder wiirden es als einen Verstof} gegen das
Prinzip der Gegenseitigkeit empfinden, wenn lediglich die Zéslle und
Kontingente der industriellen Erzeugnisse beseitigt wiirden, nicht aber
diejenigen der landwirtschaftlichen. In Abweichung hievon méchte
GroBbritannien mit Riicksicht auf die Ottawa-Priferenzen die landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse grundsitzlich nicht in die Freihandelszone ein-
beziehen. Eine Verstindigung iiber diese wichtige Frage wire ebenfalls
in den kommenden Verhandlungen zu erzielen.

Es ist anzunehmen, daf} die Freihandelszone gewisse Organe erhalten
und rechtlich in Form eines Abkommens oder Statuts konstituiert wer-
den mufB}. Auch in dieser Hinsicht ist vorldufig noch alles offen, da erst
entschieden werden kann, wenn Form und Wesen der Freihandelszone
konkrete Gestalt annehmen. Ob die Organe der OECE geniigen oder aus-
gebaut werden miissen, oder ob eine vollig neue Organisation geschaffen
werden soll, ist noch nicht abgeklirt.

Der Bericht der Arbeitsgruppe (Nr. 17) ist keineswegs als eine Art
Entwurf fiir das Abkommen iiber die Freihandelszone zu verstehen. Sein
Zweck bestand vielmehr ausschlieBlich darin, iiber die technischen Mog-
lichkeiten der Schaffung einer Freihandelszone in Europa AufschluB zu
erteilen und damit einen Weg zu weisen, um die mit der allfilligen
Griindung der Zoll- und Wirtschaftsunion des «Gemeinsamen Mark-
tes» verbundene Gefahr einer wirtschaftlichen Spaltung Europas zu
bannen.

IV. Erste Beurteilung

Eine Beurteilung der beiden kithnen Projekte des «Gemeinsamen
Marktes» und der «Européischen Freihandelszone» ist schwierig. Ver-
glichen mit dem, was bisher auf dem Gebiet der Handelspolitik und der
internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit moglich schien, wiirde
die Schaffung des «Gemeinsamen Marktes» in wirtschaftlicher und poli-
tischer Hinsicht eine geradezu revolutionire Umgestaltung Europas be-
deuten. Die Konsequenzen, die sich daraus fiir die européische Wirt-
schaft ergiben, lassen sich noch in keiner Weise iibersehen. Der begei-
sterten Zustimmung der Politiker, welche den baldigen AbschluBl des
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Abkommens iiber den «Gemeinsamen Markt» fordern, steht die betont
skeptische Haltung bekannter Nationalokonomen wie Répke und Haber-
ler, den Altmeistern der Theorie des internationalen Handels, gegeniiber.
Soviel sich bis jetzt erkennen liBt, sind auch die Meinungen der Wirt-
schaftskreise zum mindesten geteilt. Die Pline fiir die «Europiische
Freihandelszone» stecken im Anfangsstadium; sie sind noch viel zu un-
bestimmt, als dal man sich dariiber schon ein Urteil zu bilden ver-
mochte.

Beide Projekte stimmen in der wirtschaftlichen Zielsetzung iiberein.
Sie gehen aus von der Idee der Schaffung eines grolen freien Marktes,
der in der Freihandelszone etwa 270 Millionen Konsumenten umfassen
wiirde. Dabei wird gelegentlich nicht geniigend bedacht, daB} dank der
erfolgreichen Liberalisierungspolitik der OECE der Austausch von Gii-
tern und Leistungen innerhalb Westeuropas einen bemerkenswerten
Aufschwung nahm. Der Bedeutung nach steht heute der Handelsverkehr
mit den Partnern der OECE fiir die westeuropiischen Léinder an erster
Stelle. Doch ist nicht zu bestreiten, daf} sich diese Mirkte, namentlich
durch den Abbau iiberhohter Zélle, gegenseitig noch vermehrt 6ffnen
lieBen und auf diese Weise eine wirksamere Arbeitsteilung und eine bes-
sere Ausschépfung der technischen Méglichkeiten in der industriellen
Produktion (Fabrikation in groffen Serien, Automation) verwirklicht
werden kénnte. Die wirtschaftliche und militirische Kraft Europas wiirde
dadurch weiter gesteigert, womit auch das politische Gewicht des alten
Kontinentes im Kreise der Weltmiichte zunihme.

Stimmen «Gemeinsamer Markt» und «Europiische Freihandelszone»
hinsichtlich der angestrebten wirtschaftlichen Ziele iiberein, so unter-
scheiden sie sich indessen deutlich beziiglich der Methode und der poli-
tischen Ziele. Das Projekt des «Gemeinsamen Marktes» enthilt viele
Elemente des staatlichen Dirigismus und zeigt eine deutliche Neigung
zur Planwirtschaft. Die Ubertragung wichtiger Befugnisse, vorerst auf
dem Gebiet der Handelspolitik und spiter auch auf allen iibrigen Ge-
bieten der staatlichen Politik, soll nach und nach zu einer umfassenden
politischen Verschmelzung der Linder des «Gemeinsamen Marktes» fiih-
ren. Demgegeniiber stellt die «Europiische Freihandelszone», dhnlich
wie die in der Praxis bewihrte OECE, eine elastische Form wirtschaft-
licher Zusammenarbeit selbstindiger Staaten dar. Ihr Prinzip ist nicht
Verschmelzung bis zur Selbstaufgabe der Glieder, sondern Kooperation
im foderalistischen Sinne. Nicht der Uberstaat Leviathan wird ange-
strebt, sondern Gliederung in iibersehbare und deshalb dem Maf} des
Menschen adiquate Lebensbereiche.

Wie immer man auch die Methode wihle, die zu einer engern wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit in Europa und zu griflerer Freiheit im
Wirtschaftsverkehr fiihren soll, so kann doch kein Zweifel dariiber be-
stehen, da} sich der Erfolg nicht von selber einstellen wird, gewisser-
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maflen als automatische Folge neuer Institutionen und neuer Organe.
Vielmehr ist ein Erfolg im Sinne hoherer Leistungsfihigkeit der euro-
piischen Wirtschaft nur denkbar, wenn sich eine bessere Arbeitsteilung
durchsetzt. Dies aber bedeutet schmerzliche Umstellungen im Sinne eines
Strebens nach dem giinstigsten Standort. Opfer und Vorteile, die damit
verbunden sind, lassen sich nicht zum vornherein etwa anhand der
Faustregel abschiitzen, daBl vorwiegend fiir den Export tétige Produk-
tionszweige begiinstigt und hauptsiichlich auf dem inlindischen Markt
titige Produktionszweige benachteiligt wiirden. Von entscheidender Be-
deutung wird in dieser Hinsicht die finanzielle Kraft und Leistungs-
fahigkeit der Unternehmen sowie der Grad ihrer Anpassungsfihigkeit
sein. Die Chancen scheinen vorerst durchaus ungewiB.

Es wire aber kaum sinnvoll, sich in Spekulationen iiber die méglichen
Vor- und Nachteile der verschiedenen Methoden und die wahrscheinli-
chen Folgen fiir die schweizerische Wirtschaft zu verlieren. Die Schweiz
wird das Schicksal der Projekte des «Gemeinsamen Marktes» und der
«Europidischen Freihandelszone» nicht entscheiden. Man wird wvon
der Annahme ausgehen miissen, sie wiirden beide verwirklicht, um auf
Grund dieser Arbeitshypothese die noch erforderlichen Vorbereitungen
fir die Verhandlungen im Rahmen der OECE zu treffen. Im Hin-
blick auf die politischen Ziele des «Gemeinsamen Marktes» fillt ein Bei-
tritt der Schweiz zu diesem Gebilde zum vornherein auBer Betracht,
weil ein solcher Schritt im Widerspruch stiinde zu ihrer traditionellen
Neutralititspolitik. Dagegen wiire ein Fernbleiben von der «Europi-
ischen Freihandelszone» aus Griinden der Neutralitdtspolitik nicht er-
forderlich, zugleich aber fiir die schweizerische Wirtschaft mit schweren
Nachteilen verbunden. Die wirtschaftliche Verflechtung der Schweiz mit
den mutmaBlichen Partnern der «Europidischen Freihandelszone», die
identisch sind mit den Mitgliedern der OECE, ist nédmlich sehr eng, ent-
fielen 1956 doch 679, unserer Einfuhr und 559, unserer Ausfuhr auf
diese Linder. Die mit einem Fernbleiben verbundene Diskrimination
wiirde deshalb stark ins Gewicht fallen.

Das weitere Vorgehen der Schweiz ist durch die Erkldrungen der
Bundesrite Holenstein und Petitpierre bei Anlafl der Ministerkonferenz
der OECE vom 12. und 13. Februar vorgezeichnet worden. Die Schweiz
nimmt an den weiteren Vorarbeiten zur Schaffung einer «Européischen
Freihandelszone» teil. Die erwihnten Erklirungen der Vertreter der
obersten Landesbehorde lielen ferner erkennen, welche Fragen fiir
die Schweiz im Vordergrund stehen: Es wird sich darum handeln, auch
in der Freihandelszone der Landwirtschaft eine ihrer Struktur gemiQe
besondere Stellung einzurdumen. Die Methode des Zollabbaues sollte den
grolen Unterschieden der geltenden Zélle Rechnung tragen. MiBige
Siitze, wie sie der schweizerische Tarif kennt, miiten deshalb zunichst
vom Abbau ausgenommen bleiben. Erst nach Beseitigung oder doch er-
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heblicher Milderung der heutigen Unterschiede sollten dann auch die
miiBigen Zéolle in den allgemeinen Abbau einbezogen werden. Aullerdem
wird die Schweiz darauf bestehen miissen, dafl der neue Zolltarif als
Basis fiir den Zollabbau dient und nicht der heute geltende, stark ver-
altete Tarif aus dem Jahre 1921. Fiir die Schweiz als Land mit starker
Wihrung und ausgeglichener Zahlungsbilanz wird ferner die Ausgestal-
tung der Schutzklausel eine wichtige Rolle spielen, die bei einer bedroh-
ten Zahlungsbilanz angerufen werden kann. Die Schweiz wird kaum in
die Lage kommen, dies zu tun, hingegen vielleicht der eine oder andere
ihrer Partner. Wie die Erfahrungen der vergangenen Jahre zeigen, ist zu
erwarten, dall auch in Zukunft die Wiederherstellung des Gleichgewichts
in der Zahlungsbilanz vornehmlich durch den ErlaBl von Einfuhrbe-
schrinkungen zu erzielen versucht wiirde. Falls dadurch der Export
anderer Linder wihrend lingerer Zeit und erheblich beeintrichtigt
wird, sollten sie ihrerseits ermichtigt sein, entsprechende Gegenmal-
nahmen zu treffen, etwa im Sinne der Regeln des Liberalisierungskodex
der OECE.

Man wird sich allerdings nicht dariiber tduschen diirfen, dall es
schwierig sein wird, die Wiinsche der Schweiz, die sich aus ihrer beson-
dern Lage ergeben, zu verwirklichen. Zwar hat die Schweiz gute und ge-
wichtige Argumente zur Verteidigung ihrer Lebensrechte geltend zu ma-
chen, doch verfiigt sie im Kreise der 17 Linder der OECE eben nur iiber
eine Stimme. Ebenso wichtig oder sogar wichtiger als die erwihnten be-
sondern Anliegen der Schweiz hinsichtlich Landwirtschaft, Methode des
Zollabbaues und Schutzklausel wird es sein, zu vermeiden, daf} die Pline
iiber den «Gemeinsamen Markt» die weiteren Gespriiche iiber die
«Europiische Freihandelszone» allzusehr prijudizieren. Vor allem wird
es darum gehen, daB die Freihandelszone dem in der OECE bewiihrten
Prinzip der féderalistischen Kooperation treu bleibt und nicht etwa, wie
dies beim «Gemeinsamen Markt» zu befiirchten ist, der Tendenz zu diri-
gistischer Gleichmacherei erliegt. Jede Verstindigung unter einer grofe-
ren Zahl von Partnern, deren politische und wirtschaftliche Struktur so
groBe Unterschiede aufweist, wie dies in der OECE der Fall ist, erfordert
gegenseitiges Verstindnis und Entgegenkommen. So wird die Schweiz
auch bei dieser Gelegenheit ihren guten Willen zu loyaler Zusammenar-
beit erneut unter Beweis stellen miissen.

23



	Gemeinsamer Markt und europäische Freihandelszone

